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Drucksache V/4109 


Der Bundesminister der Verteidigung 


Bonn, den 21. April 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zum Wehrdienst einberufene approbierte Ärzte 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schultz (Gau-Bischofs- 
heim), Jung, Ollesch und der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/4037 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich — 
Frage 2 im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung — wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß für die zum Wehrdienst 
einberufenen approbierten Arzte eine Erstattung der Pflicht- 
beiträge zu den Versorgungseinrichtungen der Landesärzte- 
kamrnern nicht erfolgt? 

Nach § 5 Abs. 2 und 3 ArbPlSchG ist der Bund verpflichtet, einem 
Arbeitgeber die von ihm während des Wehrdienstes seines 
Arbeitnehmers weiter zu entrichtenden Beiträge (Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmeranteil) zu einer zusätzlichen Alters- und Hin- 
terbliebenenversorgung zu erstatten. Die Versorgungseinrich- 
tungen der Landesärztekammern als öffentlich-rechtliche Ver- 
sicherungs- oder Versorgungseinrichtungen einer Berufsgruppe 
sind als zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung im 
Sinne dieser gesetzlichen Vorschrift anzusehen mit der Folge, 
daß den Arbeitgebern der zum Wehrdienst einberufenen appro- 
bierten Arzte die gezahlten Pflichtbeiträge erstattet werden. 
Hierauf habe ich zur Beseitigung von Zweifeln die für die Er- 
stattung zuständigen Wehrbereichsverwaltungen bereits mit 
Erlaß vom 28. März 1968 hingewiesen. Der Erlaß ist den ärzt- 
lichen Berufsvertretungen bekannt. 
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2. Ist es zutreffend, daß das Bundesverteidigungsniinisterium für 
solche wehrdienstpflichtigen approbierten Ärzte Beiträge an die 
Angestelltenversicherung zahlt, obwohl ihr bekannt ist, daß die 
approbierten Arzte als Pflichtmilglieder der Versorgungseinrich- 
tungen ihrer Landesärztekammern von der Angestelltenver- 
sicherungspflicht freigestellt sind? 

Es trifft zu, daß der Bund für wehrpflichtige approbierte Arzte 
Beiträge an die Angestelltenversicherung zahlt, auch wenn diese 
Arzte als Pflichtmitglieder der Versorgungseinrichtungen ihrer 
Landesärztekammern auf Antrag (der erfahrungsgemäß von 
den meisten Ärzten gestellt wird) von der Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind. Rechts- 
grundlage dafür ist § 2 Abs. 1 Nr. 8 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes (AVG), wonach in der Rentenversicherung der 
Angestellten u. a. auch die auf Grund der Wehrpflicht wehr- 
dienstleistenden Soldaten versichert sind, die bisher in keinem 
Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung pflicht- oder frei- 
willig versichert waren. Eine Freistellung der wehrpflichtigen 
Arzte von dieser Versicherungspflicht mit Beitragszahlung durch 
den Bund hätte zur Folge, daß sie im Gegensatz zu allen anderen 
wehrpflichtigen Soldaten bei einer Wehrdienstbeschädigung 
keinen Rentenversicherungsschutz haben würden. Denn nach 
§ 29 Nr. 1 AVG gilt die Wartezeit für einen Rentenanspruch aus 
der Angestelltenversicherung als erfüllt, wenn der wehrpflich- 
tige Soldat infolge einer Wehrdienstbeschädigung berufsunfähig 
geworden oder gestorben ist. Außerdem wird der versicherte 
Soldat durch die Anrechnung von Zurechnungszeiten hinsicht- 
lich der Höhe seiner Rente so gestellt, wie wenn der Versiche- 
rungsfall erst mit der Vollendung seines 55. Lebensjahres ein- 
getreten wäre (§ 37 AVG). 

Die Frage, ob wehrpflichtige Arzte von der Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Rentenversicherung freizustellen sind, ist 
Gegenstand von Erörterungen mit Vertretern von Arzteorgani- 
sationen. Der bisherige Verlauf dieser Gespräche hat ergeben, 
daß das Problem auch auf seiten der Ärzteschaft, insbesondere 
im Hinblick auf die Unterschiedlichkeit der Interessenlage, noch 
eingehender Überlegungen bedarf. 


Schröder 
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